 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RS/7100061/2024

REPUBLIK OSTERREICH

BESCHLUSS

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter Mag. Christian Seywald in der
Beschwerdesache ***Bf1*** ***Bf1-Adr***, vertreten durch Mag. Andrds Radics, Obere
HauptstraRe 18-20/Top 6, 7100 Neusiedl am See, betreffend die SGumnisbeschwerde vom
5. Mirz 2024 wegen der vorgebrachten Sdumigkeit des Finanzamtes Osterreich in der
Entscheidung iber den dort am 30. August 2023 eingebrachten Antrag auf
Arbeitnehmerveranlagung (Einkommensteuererklarung) fir das Jahr 2022 zu Steuernummer
***¥BF1StNr1***, beschlossen:

Das Saumnisbeschwerdeverfahren wird gemaR § 284 Abs. 2 (letzter Satz) der
Bundesabgabenordnung (BAO) eingestellt.

Gegen diesen Beschluss ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs. 4
iVm Abs. 9 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Begriindung

Das Bundesfinanzgericht trug dem Finanzamt Osterreich mit Beschluss vom 12. Mirz 2024 auf,
die laut Vorbringen in der SGumnisbeschwerde-Schrift vom 5. Marz 2024 versdumte
Entscheidung zu erlassen und dem Bundesfinanzgericht eine Abschrift dieser Entscheidung
samt Zustellnachweis vorzulegen oder anzugeben, warum eine Verletzung der
Entscheidungspflicht nicht oder nicht mehr vorliege.

Mit dem Einkommensteuerbescheid 2022 des Finanzamtes Osterreich vom 14. Marz 2024
wurde die Arbeitnehmerveranlagung (Einkommensteuerveranlagung) des Beschwerdefiihrers
fur das Jahr 2022 durchgefiihrt und damit Gber den gegenstdndlichen Antrag des
Beschwerdefiihrers entschieden.
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Das Finanzamt erkundigte sich bei der steuerlichen Vertretung, ob der Einkommensteuer-
bescheid 2022 dort eingelangt sei, und erhielt am 21. Marz 2024 die Auskunft, dass der
Einkommensteuerbescheid eingelangt sei.

Das Finanzamt teilte dies dem Bundesfinanzgericht mit.

Der letzte Satz von § 284 Abs. 2 BAO bestimmt: ,, Wird der Bescheid erlassen oder wurde er vor
Einleitung des Verfahrens erlassen, so ist das Verfahren einzustellen. “

Folglich wird das Sdumnisbeschwerdeverfahren mit dem vorliegenden Beschluss eingestellt.

Zur Unzulassigkeit einer Revision

Gegen einen Beschluss des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
der Beschluss von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird. (Art. 133 Abs. 4 iVm Abs. 9 B-VG)

Die Rechtsfolge der Einstellung des Sdumnisbeschwerdeverfahrens ergibt sich schon aus dem
Gesetzestext. Angesichts der eindeutigen Rechtslage ist hier keine Rechtsfrage von
grundsatzlicher Bedeutung im Sinne des Art. 133 Abs. 4 B-VG zu l6sen, weshalb die Revision
nicht zulassig ist, selbst dann, wenn zu der anzuwendenden Norm noch keine Rechtsprechung
des Verwaltungsgerichtshofes ergangen sein sollte (vgl. VWGH 28.5.2014, Ro 2014/07/0053;
VWGH 27.8.2014, Ra 2014/05/0007; VwWGH 27.8.2014, Ra 2014/05/0010; VwWGH 1.9.2015, Ra
2015/08/0093; VWGH 6.4.2016, Ro 2016/16/0006, RNr. 10).

Wien, am 1. Juli 2024

2von 2



	Begründung
	Zur Unzulässigkeit einer Revision


